
Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen

Mobilität für 
Flüchtlinge 
Engagement der PCG

Unter dem Motto „Refugees – welcome. Flücht-
linge brauchen unsere Solidarität!“ fand am 16. 
Januar im Bonner DGB-Haus 
die Flüchtlingskonferenz 
des DGB Bonn/Rhein-Sieg 
statt. Rund 60 interessierte 
Kolleginnen und Kollegen 
diskutierten mit Experten 
aus Wissenschaft, Lokalpo-
litik und den Gewerkschaf-
ten die globalen Ursachen 
der Flüchtlingsmigration, 
sowie die kommunalen Her-
ausforderungen der Integration. Auch die Gelbe 
Hand war mit einem Info-Stand vertreten, um 
ein sichtbares Zeichen gegen Rassismus zu set-
zen. In seiner Begrüßung betonte Bernd Weede, 

Sprecher des DGB Bonn/Rhein-Sieg, vor dem 
Hintergrund der Vorkommnisse in der Kölner 
Silvesternacht, dass sexuelle Übergriffe zu be-
strafen seien – unabhängig von der Herkunft der 
Person: „Vor dem Gesetz sind alle gleich – es darf 
jetzt keinen Generalverdacht gegen Flüchtlinge 
geben.“ Die Mitglieder rief er daher zu verstärk-
tem Engagement gegen Rassismus auf: „Wir wer-
den nicht aufhören, uns den Rassisten entgegen-
zustellen!“ Nach einem Vortrag von Dr. Leininger 

Mit dem Rad zum 
Supermarkt oder 
einfach quer durch 
die Stadt zu fah-
ren, bedeutet ein 
großes Stück Un- 
abhängigkeit, Mo-
bilität und Frei-
heit. Durch eine 
Fahrrad-Spenden-
aktion soll den 
Flüchtlingen die-

ses Stück Freiheit ermöglicht werden. Der 
Kooperationspartner der Gewerkschaften, 
die PCG-Project Consult GmbH aus Essen, 
sammelt deshalb in ihrer Geschäftsstelle 
gebrauchte Fahrräder, wo sie bei Bedarf – 
zusammen mit den Flüchtlingen – repariert 
und verkehrstauglich gemacht werden. Die 
PCG freut sich daher über jedes gespen-
dete Fahrrad, das an die Flüchtlinge – evtl. 
nach kleineren Reparaturen – dann voll 
funktionstüchtig übergeben werden kann. 
Informationen zu den Spenden und der Ak-
tion erhaltet Ihr beim Ansprechpartner Sven 
Toppel unter: sven.toppel@pcg-projectcon-
sult.de

(Deutsches Institut für Entwicklungspolitik) zu 
den globalen Fluchtursachen legte Daniel We-

ber vom DGB Bildungswerk 
Bund die Position der Ge-
werkschaften dar. Bessere 
Teilhabechancen, ein hür-
denfreier Zugang zu Bildung 
und Ausbildung sowie der 
Kampf gegen Ungleichbe-
handlung seien gewerk-
schaftliche Kernanliegen: 
„Unsere Kompetenz liegt 
genau da – die Schwäche-

ren in der Gesellschaft und Schutzsuchende vor 
Ausbeutung zu schützen.“ Welche organisatori-
schen Herausforderungen die kommunalen Ak-
teure vor Ort zu bewältigen haben, wurde in der 
anschließenden Podiumsdiskussion deutlich. 
Diskutanten waren die Integrationsbeauftragte 
der Stadt Bonn, Coletta Manemann, der Sozial-
dezernent des Rhein-Sieg-Kreises, Hermann All-
roggen, sowie Georg Fenninger vom Deutschen 
Roten Kreuz in Bonn. Die Moderation übernahm 
Rainer Bohnet, EVG-Vorsitzender in Bonn. Kurz-
fristig sei die Unterbringung der Flüchtlinge eine 
enorme logistische Aufgabe gewesen, langfristig, 
so die Integrationsbeauftrage Manemann, wün-
sche sie sich, dass „aus dem Flüchtling der Nach-
bar werde“. Insgesamt ging ein hoffnungsvolles 
Signal von der DGB-Konferenz aus – gemeinsam 
kann Integration gestaltet werden.

Vom Flüchtling zum Nachbar 
Flüchtlingskonferenz des DGB Bonn / Rhein-Sieg 
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"Wir werden nicht aufhören, uns den 
Rassisten entgegenzustellen!"

Gute Sozialpolitik für alle 
Neujahrsempfang des DGB-Kreises Grafschaft Bentheim in Nordhorn

Der traditionelle Neu- 
jahrsempfang des DGB- 
Kreises Grafschaft Bent- 
heim in Nordhorn 
am 17. Januar stand 
dieses Jahr ganz im 

Zeichen der Flüchtlingsthematik. Gastredner der 
Veranstaltung war Giovanni Pollice, Vorsitzender 
des Kumpelvereins. „Unsere Themen sind aktu-
eller denn je“, betonte Pollice und verwies dabei 
auf die steigende Zahl der Anschläge auf Flücht-
lingsunterkünfte: „Dass Flüchtlinge nach ihrer 
Ankunft Gewalt ausgesetzt sind, ist beschämend.“ 
Die sozialen Medien wirkten in diesem Zusammen-
hang als Plattform für einen ungefilterten Rassis-
mus. Mit Zuversicht blickte er auf die Integration 
der Flüchtlinge: „Der Kumpelverein, der DGB und 
seine Mitgliedsgewerkschaften stellen sich den 
Herausforderungen. Wir sind davon überzeugt, 
dass diese von Bund, Ländern und Kommunen 
sowie von Wirtschaft, Gewerkschaften, Kirchen 
und Religionsgemeinschaften und der gesamten 
Zivilgesellschaft gemeinsam bewältigt werden 
können.“ Denn Pollice zeigte auch Chancen auf: 

„Zukunftsfähig sind die Staaten, die die Einwan-
derung als Gestaltungselement der demografi-
schen Wandels betrachten.“ Rassismus verletze 
letztlich Menschen in ihrer Würde und gefährde 
den gesellschaftlichen Frieden. Auch Petra Ties-
meyer, DGB-Regionsgeschäftsführerin, warnte vor 
dem Stimmungsumschwung. Mit Blick auf die Ge-
schehnisse der Kölner Silvesternacht machte sie 
deutlich, dass es sich um Kriminalität handle – und 
zwar egal, welcher Herkunft die Täter seien. Sie 
forderte, sich als Gesellschaft jetzt nicht entzweien 
zu lassen. Bundestagsabgeordnete und Fördermit-
glied Dr. Daniela De Ridder sprach sich dafür aus, 
im Hinblick auf eine gute Integrationspolitik vor 
allem auf präventive Maßnahmen zu setzen. „Wir 
dürfen Rassismus in unserer Gesellschaft nicht 
zulassen, aber wir müssen auch immer wieder für 
Verteilungsgerechtigkeit eintreten, damit niemand 
zu kurz kommt!“, erklärte De Ridder. Die zahlreich 
erschienenen Gewerkschafterinnen und Gewerk-
schafter diskutierten im Anschluss an die Vorträge 
bisweilen emotional die aktuellen Herausforde-
rungen. Am Ende brauche es eine gute Sozialpoli-
tik für alle gesellschaftlichen Gruppen, so das Fazit.

v.l. Bernd Weede, Sprecher DGB Bonn/
Rhein-Sieg, Katrin Tremel, Bezirksvor-
sitz. ver.di NRW Süd, ver.di Geschäfts-
führerin Monika Bornholdt, Rainer 
Bohnet, EVG-Vorsitz. Bonn/ Rhein-Sieg

                                                                                                    
 

 
 
 
 

 

Ihre Spenden nehmen wir gerne in unserem  
Büro in Essen entgegen oder holen sie auch  
im Raum NRW bei Ihnen ab.  
 
Bei Fragen wenden Sie sich bitte an unseren 
Koordinator Herrn Sven Toppel.  

 
 PCG - Project Consult GmbH, 

Friedrich-List-Straße 2 in 45128 Essen 
 Tel.: +49 201 / 10592-23  
 E-Mail: sven.toppel@pcg-projectconsult.de  
 Homepage: www.pcg-projectconsult.de  
  

 Wir sagen „Danke!“ 

 
 

PCG - Project Consult GmbH 
Wir wollen helfen und  

sammeln Fahrräder, Fahrrad- 
helme und -schlösser! 

 
Bitte helfen Sie mit! 
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Die Integration der Flüchtlinge ist eine große 
gesellschaftliche und politische Herausforde-
rung. Arbeit ist dabei ein wesentlicher Fak-
tor. Welchen Beitrag kann die IG BCE in ihrem 
Kerngebiet, der Arbeitswelt, leisten? Welche 
Maßnahmen müssen ergriffen werden, um 
gerade auch junge Flüchtlinge in Ausbildung 
oder Arbeit zu bringen? 
Bei der Integration der Flüchtlinge bedarf es un-
terschiedlicher Ansätze. Wichtig ist, dass dies von 
Anfang an geschieht. Es geht um humanitäre Hil-
fe, aber auch um Arbeitsperspektiven. Deswegen 
haben wir uns schon letztes Jahr mit den Arbeit-
gebern der Chemiebranche zusammengesetzt 
und gesagt: Da wird eine Herausforderung auf 
uns zukommen. Es kommen Menschen, von de-
nen viele auch bleiben werden. Lasst uns nicht die 
Fehler wiederholen, die bei der „Gastarbeiter“-
Migration teilweise passiert sind. Also, was kön-
nen wir als Gewerkschaft? Arbeit und Ausbildung. 
Und da haben wir uns vor allem auf Jugendliche 
konzentriert. Das Programm „Start in Beruf“ für 
Jugendliche, die nicht direkt den Einstieg in die 
Ausbildung schaffen, wurde ausgeweitet. Wir 
haben gemeinsam mit den Arbeitgebern zusätzli-
che Plätze zur Verfügung gestellt. Das ist ein gutes 
Instrument. Allerdings muss die Sprachförderung 
davor geschaltet werden. Da haben wir uns mit 
der Technischen Hochschule Agricola in Bochum 
zusammengetan. Sie bietet Deutschkurse an, bei 
denen die Flüchtlinge auch schon in ein Studium 
hier in Deutschland reinschnuppern können. 

Wo liegen die Schwierigkeiten – und wo die 
Chancen für die Flüchtlinge, aber auch für die 
ganze Gesellschaft? 
Bedingt durch den demografischen Wandel 
werden in Zukunft immer weniger Jugendliche 
eine Ausbildung beginnen. Es muss Zeit ins Land 
gehen, wir sind da realistisch, aber an der einen 
oder anderen Stelle kann dem demografischen 
Wandel dadurch entgegengewirkt werden. Das 
sind Berufe im Vollkonti-Schichtbetrieb oder in 
kleineren Branchen und Betrieben. Schwierig-
keiten ergeben sich aus der Unsicherheit des 
Aufenthaltsstatus. 

Integration durch Arbeit und Engagement  
– Gegen Rassismus, für gleichberechtigte Teilhabe
Interview mit Petra Reinbold-Knape, Mitglied des geschäftsführenden Hauptvorstandes der IG BCE

Hier wären wir bei der Politik. Welche politi-
schen Rahmenbedingungen sind wichtig, um 
gleichberechtigte Teilhabe und einen diskrimi-
nierungsfreien Zugang zu Arbeit zu schaffen? 
Die Ungewissheit über den Aufenthaltsstatus 
bedeutet auch Unsicherheit für den Arbeitgeber, 
wenn dieser nicht weiß, ob die Person, die er 
einstellen will, nicht irgendwann zurückgeführt 
wird. Die Chance auf Arbeit muss auch die Sicher-
heit mit sich bringen, dass der- oder diejenige für 
die Zeit der Ausbildung, auch darüber hinaus, 
hier bleiben kann. Deshalb fordern wir schon 
lange von der Politik schnellere Asylverfahren. Es 
kann nicht sein, dass die Menschen Monate, Jah-
re warten, weil nicht genügend Personal da ist. Es 
benötigt einer Aufstockung, aber das wurde jetzt 
endlich von der Politik erkannt. Auch beim The-
ma „Berufsabschluss“ brauchen wir intelligente 
Lösungen. Wenn jemand seinen Gesellenbrief 
nicht dabei hat, heißt das nicht, dass er keine 
Qualifikation hat. Gut finde ich da eine Initiative 
der Bundesagentur für Arbeit, die das Potenzial 
der Flüchtlinge am praktischen Beispiel in Betrie-
ben erproben lässt. Dann zeigt sich, ob derjenige 
zum Beispiel schon einmal als Schlosser gearbei-
tet hat. Bei der Anerkennung der ausländischen 
Berufsabschlüsse – das sagen wir seit Jahren – 
muss ebenfalls nachgebessert werden. 

In diesen Tagen sprechen wir oft vom „sozia-
len Frieden“. Wie kann gewährleistet werden, 
dass einzelne Gruppen, vor allem die sozial 
schwächeren, nicht gegeneinander ausge-
spielt werden? 
Flüchtlinge dürfen keine Lohndrücker sein. Es 
muss nach Mindestlohn und Tarif bezahlt wer-
den! Da darf es keine Ausnahmen geben, sonst 
würden wir die Arbeitnehmerschaft spalten. Das 
darf nicht passieren. 

Nach den Vorkommnissen der Kölner Silves-
ternacht droht die Stimmungslage zu kippen. 
Flüchtlinge stehen nun oftmals pauschal un-
ter Generalverdacht. Was können die Gewerk-
schaften und die IG BCE tun, um ein gesell-
schaftliches Auseinanderdriften zu vermeiden? 
Um rassistischen Argumentationen entschie-
den entgegenzutreten – ohne dabei andere so-
ziale Probleme aus dem Blick zu verlieren? 
Köln war natürlich ein Schlag gegen den guten 
Willen. Die Menschen sind jetzt verunsichert, sie 
fragen sich: Wie soll ich mich verhalten? Ganz 
klar: Was in Köln und in anderen Städten pas-
siert ist, ist widerlich und inakzeptabel. Das darf 
jetzt aber auch nicht zu einem Generalverdacht 
führen. Wir müssen weiterhin die gewerkschaft-
lichen Werte der Toleranz und Solidarität vorle-
ben, aber auch eindeutig sagen: Das geht nicht. 
Die Täter müssen das Gesetz spüren. Gleichzei-

Während der Auszubildendenversammlung 
der Telekom Köln sammelten die Jugend-
vertreter Spenden, die dem Kumpelverein 
zu Gute kommen. Diese wurden nun auf der 
Geschäftsstelle überreicht. Im Rahmen des 
Treffens fand ein sehr interessantes Gespräch 
mit Sezen Kizgin und Amin Hamdani über die 
betriebliche Situation der Azubis in Köln und 
deren Engagement statt: „Wir wollen die Zu-
sammenarbeit mit dem Kumpelverein fort-
setzen, um weiterhin über rassistische Ent-
wicklungen in der Gesellschaft aufzuklären“, 
unterstreicht Junggewerkschafterin Kizgin.

Zusammenarbeit 
fortsetzen
Telekom-Jugend spendet für den 
Kumpelverein

tig müssen wir als IG BCE mit den Menschen im 
Betrieb reden und ihnen zuhören, ihre Sorgen 
ernst nehmen. Nicht alles ist gleich rechtsradi-
kal, aber gegen falsche Pauschalierungen, einen 
Generalverdacht gegen ganze Gruppen, gegen 
rechtsextreme Parolen müssen wir als Gewerk-
schafter schon aus unserer Geschichte heraus 
immer wieder aufstehen. Auch im Hinblick auf 
kommende Landtagswahlen kann ich nur sa-
gen: Demokraten wählen Demokraten! 

Die IG BCE unterstützt das Engagement für 
Flüchtlinge in den IG-BCE-Bezirken. Warum 
ist Engagement vor Ort so wichtig? 
Durch viele Gespräche wissen wir, dass unsere 
Mitglieder sich sehr aktiv in der Flüchtlingshilfe 
einbringen. In Dortmund haben IG-BCE-Mitglie-
der beispielsweise Patenschaften für Flücht-
linge übernommen. Sie organisieren Ausflüge, 
Deutschkurse, Zoobesuche oder Fußballturnie-
re. Viele Kinder und Jugendliche sind trauma-
tisiert, wir holen sie für eine kurze Zeit da raus. 

Wie kann man das Zusammenleben stärken 
und der Verunsicherung, den Sorgen am ef-
fektivsten entgegenwirken? 
Man muss Begegnungen schaffen. Oft frage ich 
auf Veranstaltungen: Wer hat denn schon mal 
länger mit einem Flüchtling gesprochen oder ihn 
kennengelernt? Wir müssen den Menschen als In-
dividuum wahrnehmen. Köln hat uns tief getrof-
fen, aber wir sollten jetzt nicht das Kind mit dem 
Bade ausschütten. Aber letztlich muss die Politik 
die Fluchtursachen bekämpfen und die Zuwan-
derung vernünftig regeln. Wenn dies gelänge, 
wären die Menschen auch weniger verunsichert.

Petra Reinbold-Knape, Foto: Helge Krückeberg



Etwa 1.500 Personen waren dem Facebook-Auf-
ruf von Pegida NRW am 9. Januar zum Breslauer 
Platz gefolgt. Demgegenüber standen rund 4.000 
friedliche Pegida-Gegner vom Aktionsbündnis 
„Köln gegen Rechts“, darunter auch Gewerk-
schafterinnen und Gewerkschafter seitens des 
DGB und ver.di. Als sich der rechte Demonstra-
tionszug in Bewegung setzte, flogen schon die 
ersten Böller, kurze Zeit später auch Flaschen. 
Die Polizei stoppte den Aufzug und drängte ihn 
zurück zum Kundgebungsplatz. Dass die Stim-
mung extrem aggressiv war, dürfte auch an der 
medialen, rassistischen Instrumentalisierung der 
Kölner Vorfälle in der Silvesternacht gelegen ha-
ben. Diesen Mobilisierungseffekt bestätigte auch 
die Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus 
in Köln: „So deutlich die Geschehnisse der Sil-
vesternacht zu verurteilen sind, 
so unangemessen und gefährlich 
bleibt doch der weitere Diskussi-
onsverlauf. (…) In den sozialen 
Netzwerken tobt seither eine 
rassistische Hetze, neben der die 
analytischen, feministischen und 
faktenorientierten Perspektiven 
nahezu untergehen.“ So schlos-
sen sich der Demo auch die Par-
tei „Die Rechte“, NPD NRW sowie 

Seit Dezember letzten Jahres besuchen rund 100 
Geflüchtete aus Syrien, dem Irak, Iran und Afgha-
nistan in Düsseldorf Deutschkurse, die die IG Metall 
Düsseldorf-Neuss in Kooperation mit der Transfer-
gesellschaft Mypegasus und den Johannitern ins 
Leben gerufen hat. „Wir unterstützen den Unter-
richt mit Lehrmitteln, Schulheften, aber auch mit 
Büchern über das Rechts- und Ausbildungssystem, 
damit sich die Menschen in Deutschland zurecht 
finden“, erklärt Nihat Öztürk, 1. Bevollmächtig-
ter der IG Metall Düsseldorf-Neuss. Außerhalb 
der Kurse können die Kenntnisse noch in soge-
nannten Sprachtandems vertieft und ausgebaut 
werden. Diese werden vom Kulturverein ‚Mosaik 
e.V. – Zentrum zur Förderung des interkulturellen 
Dialogs in Düsseldorf und Umgebung‘, unterstützt, 
der gemeinsam mit der Düsseldorfer Flüchtlings-
initiative und der IG Metall auch schon kulturelle 
Familienabende für die Geflüchteten veranstaltet 
hat. Ein zentraler Aspekt, der früh in den Sprach-
kursen aufgegriffen wird, ist die spätere Integration 
in den Arbeitsmarkt. Dafür führt Mypegasus in den 
Kursen ein „Profiling“ durch, um die beruflichen 
Hintergründe, Qualifikationen und Potenziale der 

zahlreiche rechtsextreme Hooligans an, die sich 
mehrere Rangeleien mit der Polizei lieferten. Die 
zahlreichen szenebekannten Redner, so die Mo-
bile Beratung gegen Rechtsextremismus weiter, 
hätten offen gegen Ausländer und den Islam ge-
hetzt, sowie der Bundesregierung „Völkermord 
an den Deutschen“ vorgeworfen. Stephan Otten, 
ver.di Gewerkschaftssekretär, sieht hier eine Ge-
fahr für die Demokratie, der man als Demokrat 
aktiv entgegentreten müsse: „Derzeit sprechen 
viele Politikerinnen und Politiker, auch Bürge-
rinnen und Bürger davon, dass der Staat Stärke 
zeigen soll. Ich persönlich möchte eine wehrhaf-
te Demokratie.“
Informationen und Hintergründe zur rechten 
Szene rund um Köln sowie fachkundige Beratung 
findet ihr im Netz: http://www.mbr-koeln.de/

„Eine Bedrohungslage ist schon gegeben“, 
erzählt Sebastian Ramnitz. Daher pat-
rouilliert auch die Polizei seit einigen Wo-
chen zum Schutz regelmäßig vor seinem 
Wohnsitz. Der ehemalige Erzieher Ramnitz 
ist seit Jahren freiberuflich in der Rechts-
extremismusprävention und Jugendbil-
dungsarbeit tätig. Das Fördermitglied der 
Gelben Hand ist daher der rechten Szene 
bekannt und ihr schon lange ein Dorn im 
Auge. Ramnitz fährt auf die Demos, er fo-
tografiert, berichtet und klärt auf. So auch 
in Köln bei Pegida am 9. Januar, als plötz-
lich neben ihm ein Böller explodierte. „Ich 
stand auch neben dem Wasserwerfer der 
Polizei, es flogen Flaschen und Böller“, er-
zählt der 27-Jährige. Kurz darauf kursierte 
im Internet ein manipuliertes Video, das 
angeblich zeigen sollte, wie Ramnitz den 
Böller gezündet haben soll, um die Pegida-
Demo als „eingeschleuster Provokateur“ 
zu diskreditieren. Darunter sein Name, 
ein Foto, die Überschrift: „Pressevertreter 
schmeißt mit Böller“. Was danach passier-
te, glich einer Hetzjagd: „Ich wurde für vo-
gelfrei erklärt“, so Ramnitz. Beschimpfun-
gen und Morddrohungen – per Anruf, via 
Mail, auf Facebook. „Auge um Auge“ oder 
„Hals durchschneiden“ waren noch harm-
lose Varianten. Es gab eine Richtigstellung 
bei einem Kölner Fernsehsender, auch ge-
genüber der Gelben Hand betonte Ram-
nitz, dass er niemals einen Böller gewor-
fen habe oder jegliche Gewalt anwenden 
würde: „Ich bin zur Neutralität verpflich-
tet und arbeite sehr gut mit der Polizei 
zusammen.“ Die Originalaufnahmen des 
TV-Senders beweisen ebenfalls eindeutig, 
dass der Böller aus einem schwarzen Block 
kam. Aber da war die Falschmeldung der 
Rechtsextremen schon im Netz. Ramnitz 
will die Drohungen zur Anzeige bringen – 
„weiter dagegenhalten“ ist seine Devise. 
Die Gelbe Hand steht dabei an seiner Seite.

Geflüchteten zu erfassen. „Laut der Erhebungen 
sind rund ein Drittel der Geflüchteten Schüler, etwa 
9 % waren in einem Handwerksberuf tätig, 7% in 
der Industrie“, erklärt Susanne Dohrmann, die auf 
der Seite von Mypegasus das Projekt begleitet. In 
einem nächsten Schritt sollen die Asylbewerber 
dann in Praktika oder Ausbildung vermittelt wer-
den. Zu diesem Zweck fand am 10. Februar schon 
eine Infoveranstaltung statt. Für den Gewerk-
schafter Öztürk ist das ein wichtiger, auch huma-
nitärer Beitrag, den die Gewerkschaften leisten: 
„Wir sehen in Geflüchteten von heute die Freunde, 
Nachbarn und Kollegen von morgen. Unser Kern-
geschäft ist zwar die Tarif- und Betriebspolitik, aber 
wir sind auch eine Menschenrechtsbewegung, die 
den Werten der humanistischen Aufklärung und 
der universellen Menschenrechten verpflichtet ist.“ 

Rassistische Instrumentalisierung  
von rechts 
Pegida NRW-Demonstration am 9. Januar in Köln artete aus 

„Wir sind auch Menschenrechtsbewegung“ 
IG Metall Düsseldorf-Neuss organisiert für Geflüchtete Deutschkurse mit Jobperspektive 

„Weiter dagegen-
halten“ 
Fördermitglied Sebastian Ramnitz 
von Rechten diffamiert und bedroht 

http://www.mbr-koeln.de/
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Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen
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Neue Fördermitglieder
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
auch in den letzten Wochen konnte der Verein „Mach meinen Kumpel nicht an!“ 
neue Fördermitglieder gewinnen. An dieser Stelle heißen wir alle herzlich Willkom-
men und bedanken uns sehr für ihre Unterstützung.

Nachfolgend die Namen:

Um die erfolgreiche Arbeit des Vereins fortzusetzen, brauchen wir Eure finan-
zielle und ideelle Unterstützung!
In Form einer Fördermitgliedschaft (Mindestbeitrag 36 € im Jahr) als auch durch 
eine Spende. Durch die Werbung weiterer Förderer, durch das Tragen des Stickers, 
durch aktives Eintreten für Gleichberechtigung, gegen Fremdenfeindlichkeit und 
Rassismus am Arbeitsplatz und in der Gesellschaft. 
Sowohl der Förderbeitrag als auch Spenden an den Verein können steuerlich 
abgesetzt werden. Selbstverständlich wird von uns eine Spendenquittung 
ausgestellt. Wir sind für jeden Beitrag dankbar! 

Vielen Dank
Giovanni Pollice
Vorsitzender

Gemeinsam handeln
EVG und Bahn verständigen sich auf Integrationsprojekt 

Die Bahnbranche hat auf Initiati-
ve der EVG ein Integrationsprojekt 
für Flüchtlinge ins Leben gerufen. 
Nach einem ersten Treffen Ende 
September 2015 in Frankfurt 

haben zahlreiche Eisenbahnverkehrsunternehmen sowie die meis-
ten Sozialpartner der Bahnbranche jetzt in Berlin einen konkreten 
Maßnahmenplan beschlossen. Die Projektteilnehmer wollen so ih-
rer gesellschaftspolitischen Verantwortung gerecht werden. Ziel soll 
die Integration anerkannter Asylbewerber sein. „Da uns das Thema 
Flüchtlinge noch über viele Jahre begleiten wird, wollen wir im Rah-
men unserer Möglichkeiten dazu beitragen, dass die Menschen, die 
nach Deutschland kommen, gut in den Arbeitsmarkt und ihr soziales 
Umfeld integriert werden. Gemeinsam schaffen wir da mehr als jeder 
Einzelne für sich allein“, war der Grundgedanke des nun verabredeten 
Handelns. Die Möglichkeiten der Eisenbahnbranche sind breit gefä-
chert und reichen von gemeinsamen Sport- und Kulturveranstaltun-

gen bis hin zu konkreten Ausbildungs- oder Arbeitsplatzangeboten. 
Bei der Stiftung Bahnsozialwerk (BSW) wurde deshalb eine Koordinie-
rungsstelle eingerichtet, die laufende Aktivitäten der Projektpartner 
unterstützen soll. Die Projektteilnehmer wollen dabei möglichst viel-
fältige Unterstützungsmöglichkeiten anbieten. Dazu gehöre nicht nur 
ein Arbeitsplatz, auch sprachliche Förderung und soziale Integration 
seien Aspekte, derer man sich, im Rahmen vorhandener Möglichkei-
ten, annehmen wolle. Nur gesamthaft könne eine nachhaltige Integ-
ration gelingen. 
Ausführliche Infos zu beteiligten Eisenbahnverkehrsunternehmen 
im Netz unter: https://www.evg-online.org/Presse/Presssemitteilun-
gen_2016/16_01_15_Fluechtlinge/

Von Pegida zu AfD – rückt 
Deutschland nach rechts? 
Seminar des DGB Bildungswerk BUND

Vom 07. bis 12. August bie-
tet das DGB Bildungswerk 
BUND in seinem Forum zur 
politischen Bildung folgen-

des Seminar an: „Von Pegida über AfD zu einer national-konservativen 
Massenbewegung in Deutschland? Bestandsaufnahme und Perspekti-
ven.“ Das Seminar beschäftigt sich mit den politischen Entwicklungen 
der letzten drei Jahre und geht dabei wichtigen Fragestellungen nach: 
Rückt Deutschland nach rechts? Gibt es eine national-konservative 
Massenbewegung? Etablieren sich rechtspopulistische Strömungen in 
Deutschland zu einer konstanten politischen Größe? Wer sind die Leu-
te, die bei Pegida mit spazieren? Was für eine Partei ist eigentlich die 
AfD und deren Abspaltung? Ist der Protest gegen Flüchtlingsunterkünfte 
doch ein Phänomen der Mitte? Entlang der Leitfragen werden Positio-
nen und Handlungspielräume der Gewerkschaften aufgezeigt. Gelei-
tet wird das Seminar von Kai Venohr, Referent des DGB Bildungswerks 
BUND und Mitglied des Gelbe-Hand-Vorstands. 
Mehr Infos zu Anmeldung und Seminarort gibt es unter: 
https://www.forum-politische-bildung.de/forum/seminar/316463115
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